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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Entschädigung von Zeugen 
und Sachverständigen sowie des Gesetzes über die Entschädi- 
gung der ehrenamtlichen Richter 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel I 

Änderung des Gesetzes über die Entschädigung 
von Zeugen und Sachverständigen 

Das Gesetz über die Entschädigung von Zeugen 
und Sachverständigen in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 26. September 1963 (Bundesgesetzbl. I 
S. 757), geändert durch das Gesetz vom 20. Dezem- 
ber 1967 zur Anpassung von Koistengesetzen an das 
Umsatzsteuergesetz vom 29. Mai 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1246), wird wie folgt geändert; 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Entschädigung beträgt für jede Stunde 
der versäumten Arbeitszeit wenigstens 1,50 
Deutsche Mark und höchstens 8 Deutsche 
Mark." 

b) In Absatz 3 werden die Worte „2 Deutsche 
Mark" durch die Worte „3 Deutsche Mark" 
ersetzt. 

2. § 3 Abs. 2 und 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Entschädigung beträgt für jede Stunde 
der erforderlichen Zeit bis zu 30 Deutsche Mark. 
Für die Bemessung der Entschädigung sind der 
Grad der erforderlichen Fachkenntnisse, die 
Schwierigkeit der Leistung und besondere Um- 
stände maßgebend, unter denen das Gutachten zu 
erarbeiten war. Die letzte, bereits begonnene 
Stunde wird voll gerechnet. 

(3) Die nach Absatz 2 zu gewährende Ent- 
schädigung kann bis zu 50 vom Hundert über- 
schritten werden 

a) für ein Gutachten, in dem der Sachver- 
ständige sich für den Einzelfall ein- 
gehend mit der wissenschaftlichen Lehre 
auseinanderzusetzen hat, oder 

b) nach billigem Ermessen, wenn der Sach- 
verständige durch die Dauer oder die 
Häufigkeit seiner Heranziehung einen 


nicht zumutbaren Erwerbsverlust er- 
leiden würde oder wenn er seine Be- 
rufseinkünfte im wesentlichen als ge- 
richtlicher oder außergerichtlicher Sach- 
verständiger erzielt. 

Die Erhöhungen nach den Buchstaben a und b 
können nebeneinander gewährt werden." 

3. § 5 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Außerdem sind die §§ 9, 10 anzuwenden; für die 
zusätzlich erforderliche Zeit wird eine Entschädi- 
gung von 15 Deutsche Mark für jede Stunde ge- 
währt." 

4. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Entschädigung für den durch Abwesen- 
heit vom Aufenthaltsort verursachten Auf- 
wand soll nicht den Satz überschreiten, der 
Richtern in der Reisekostenstufe C nach den 
Vorschriften über die Reisekostenvergütung 
der Richter im Bundesdienst als Tagegeld zu- 
steht." 

b) Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Dem Zeugen oder Sachverständigen, der vom 
Aufenthaltsort weniger als fünf Stunden ab- 
wesend ist, sind Zehrkosten bis zu 5 Deutsche 
Mark zu ersetzen." 

c) In Absatz 3 werden die Worte „4 Deutsche 
Mark" durch die Worte „5 Deutsche Mark" er- 
setzt. 

5. § 11 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Auch die in den §§ 8 bis 10 nicht besonders ge- 
nannten baren Auslagen werden, soweit sie not- 
wendig sind, dem Zeugen oder Sachverständigen 
ersetzt." 

6. § 17 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „0,45 Deutsche 
Mark" durch die Worte „0,60 Deutsche Mark" 
ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Worte „2,50 Deutsche 
Mark" durch die Worte „3 Deutsche Mark" er- 
setzt. 
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7. Die Anlage zu § 5 wird wie folgt gefaßt: 

Nr. 

Bezeichnung der Verrichtung 

Ent- 

schädigung 

in 

Deutsche 

Mark 

1 

Der Arzt, der eine Leiche, Teile einer Leiche oder eine Leibesfrucht besichtigt oder 
bei einer richterlichen Leichenschau mitwirkt, erhält hierfür und für seinen zur 
Niederschrift gegebenen Bericht 

20 


Für mehrere solcher Verrichtungen bei derselben Gelegenheit erhält der Arzt 
höchstens 

55 


Sind Berichte schriftlich zu erstatten oder nachträglich zur Niederschrift zu geben, 
so erhält der Arzt für jeden Bericht 

10 


höchstens 

35 

2 

Jeder Obduzent erhält 



a) für die Leichenöffnung 

70 


b) für die Sektion von Teilen einer Leiche oder die Öffnung einer nicht lebens- 
fähigen Leibesfrucht 

35 


Erfolgt die Obduktion unter besonders ungünstigen äußeren Bedingungen, so be- 
trägt die Entschädigung 




80 



50 


Die Entschädigung umfaßt auch den zur Niederschrift gegebenen Bericht ein- 
schließlich des vorläufigen Gutachtens. 


3 

Der Arzt erhält für die Ausstellung des Befundscheins oder die Erteilung einer 
schriftlichen Auskunft ohne nähere gutachtliche Äußerung 

7 bis 20 


Bei einer außergewöhnlich umfangreichen oder zu außergewöhnlicher Zeit not- 
wendigen Tätigkeit erhält der Arzt bis zu 

40 

4 

Der Arzt erhält für das Zeugnis über einen ärztlichen Befund mit kurzer gutacht- 
licher Äußerung oder für ein Formbogengutachten, wenn sich die Fragen auf Vor- 
geschichte, Angaben und Befund beschränken und nur ein kurzes Gutachten 
erfordern 

14 bis 28 


Bei einer außergewöhnlich umfangreichen oder zu außergewöhnlicher Zeit not- 
wendigen Tätigkeit erhält der Arzt bis zu 

60 

5 

Für die Untersuchung eines Lebensmittels oder eines Bedarfsgegenstandes, 
Arzneimittels und dgl. oder von Wässern oder Abwässern und eine kurze 
schriftliche, gutachtliche Äußerung beträgt die Entschädigung für jede Probe .... 

8 bis 70 


Bei außergewöhnlich umfangreichen Untersuchungen beträgt die Entschädigung 
bis zu 

^ 250 

6 

Für die mikroskopische, physikalische, chemische, bakteriologische, serologische 
Untersuchung, wenn das Untersuchungsmaterial von Menschen oder Tieren 
stammt, und eine kurze gutachtliche Äußerung, einschließlich des verbrauchten 
Materials an Farbstoffen und anderen geringwertigen Stoffen, beträgt die Ent- 
schädigung für jede Probe 

8 bis 70 


Bei außergewöhnlich umfangreichen Untersuchungen beträgt die Entschädigung 

250 

7 

Für die röntgenologische oder elektrophysiologische Untersuchung eines Men- 
schen einschließlich einer kurzen gutachtlichen Äußerung beträgt die Entschädi- 
gung, auch wenn mehrere Aufnahmen erforderlich sind 

8 bis 50 

3 




Nr. Bezeichnung der Verrichtung 

8 Bei Blutgruppenbestiiiiniungeii beträgt die Entschädigung für jede Blutprobe 

a) für die Bestimmung von ABO-Blutgruppen 

für die Bestimmung von Untergruppen 

b) für die MN-Bestimmung 

c) für den zusätzlich erforderlichen Absorptions- oder Titrationsversuch 

d) für die Bestimmung der Merkmale des Rh-Komplexes (C, C^, c, D, E, e und 
weitere) je Merkmal bei derselben Blutprobe je Person insgesamt höchstens . . 

e) für die Bestimmung der Blutgruppenmerkmale P, K, S und weitere, falls direkt 

bestimmbar, je Merkmal 

bei derselben Blutprobe je Person insgesamt höchstens 

f) für die Bestimmung nur indirekt nachweisbarer Merkmale (D^, s, Fy^ und 

weitere) je Merkmal 

bei derselben Blutprobe je Person insgesamt höchstens 

g) für den zusätzlich erforderlichen Spezialversudi (Absättigung, Dosiseffekt) .... 

h) für die Bestimmung der Merkmale des Gm-Systems und des Inv-Systems je 

Person 

i) für die Bestimmung von Haptoglobintypen einschließlich des verbrauchten 

Materials 

k) für die Bestimmung der Gruppe Gc je Gruppe 

l) für die Bestimmung der Typen der sauren Erythrozyten-Phosphatase ein- 
schließlich des verbrauchten Materials 

m) für die Bestimmung der Phosphoglucomutasen je Person 

n) für das schriftliche Gutachten 

Die Entschädigung nach den Buchstaben a bis h, k und m umfaßt das verbrauchte 
Material, soweit es sich um geringwertige Stoffe handelt. 

9 Für jede Blutentnahme beträgt die Entschädigung 

Die Entschädigung umfaßt auch eine Niederschrift über die Feststellung der Iden- 
tität 

Bei einer Blutentnahme zu außergewöhnlicher Zeit oder unter außergewöhnlichen 
Umständen beträgt die Entschädigung bis zu 

10 Bei erbbiologischen Abstammungsgutachten nach den anerkannten erbbiologi- 
schen Methoden beträgt die Entschädigung 

a) für die Leistung des Sachverständigen 

aa) wenn bis zu drei Personen untersucht werden 

bb) für die Untersuchung jeder weiteren Person 

b) für die bei der Vorbereitung und Erstattung des Gutachtens aufgewendeten 
Kosten 

aa) wenn bis zu drei Personen untersucht werden 

bb) für die Untersuchung jeder weiteren Person 


Schädigung 

in 

Deutsche 

Mark 

10 

8 

8 

14 

10 

50 

10 

50 

15 
40 

20 

60 

20 

20 

20 

20 

10 

4 

25 


400 

100 

120 
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Nr. 


Bezeichnung der Verrichtung 


Ent- 

schädigung 

in 

Deutsche 

Mark 


Hat der Sachverständige Einrichtungen einer Körperschaft, Anstalt oder Stiftung 
I des öffentlichen Rechts benutzt, so erhält er die Entschädigung nach Buchstabe b 
nur bis zur flöhe der tatsächlich aufgewendeten Kosten, höchstens jedoch die 
Beträge nach Buchstabe b. 

Die Entschädigung nach den Buchstaben a und b umfaßt die gesamte Tätigkeit 
des Sachverständigen und etwaiger Hilfspersonen, insbesondere die Unter- 
j suchung, die Herstellung der Lichtbilder einschließlich der erforderlichen Abzüge, 
die Herstellung von Abdrücken, etwa notwendige Abformungen und dgl. sowie 
die Auswertung und Beurteilung des gesamten Materials; sie umfaßt ferner die 
Post- und Fernsprechgebühren sowie die Kosten für die Anfertigung des schrift- 
lichen Gutachtens in drei Stücken und für einen Durchschlag für die Handakten 
des Sachverständigen. 

Die Entsdiädigung umfaßt nicht die Kosten für Verrichtungen nach den Num- 
mern 6, 7, 8, 9 und die Kosten für die Begutachtung etwa vorhandener erb- 
pathologischer Befunde durch Fachärzte. 


Artikel II 

Änderung des Gesetzes über die Entschädigung 
der ehrenamtlichen Richter 

Das Gesetz über die Entschädigung der ehrenamt- 
lichen Richter in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 26. September 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 753) 
wird wie folgt geändert; 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „5 Deut- 
sche Mark" durch die Worte „10 Deutsche 
Mark" ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Als Entschädigung nach Absatz 2 kann 
nach billigem Ermessen unter Berücksichti- 
gung des Verdienstausfalls ein Betrag bis zu 
20 Deutsche Mark für jede Stunde gewährt 
werden, wenn der ehrenamtliche Richter in- 
nerhalb eines Zeitraums von mindestens drei- 
ßig Tagen an acht Tagen oder häufiger seiner 
regelmäßigen Erwerbstätigkeit ganz oder 
überwiegend entzogen wird." 

2. § 4 wird wie folgt gefaßt: 

»§ 4 

Entschädigung für Aufwand 

(1) Die ehrenamtlichen Richter erhalten eine 
Entschädigung für den mit ihrer Dienstleistung 
verbundenen Aufwand. 

(2) Ehrenamtliche Richter, die innerhalb der 
Gemeinde, in der die Sitzung stattfindet, weder 


wohnen noch berufstätig sind, erhalten für die 
Zeit, während der sie aus Anlaß der Dienst- 
leistung von ihrem Wohnort abwesend sein müs- 
sen, ein Tagegeld in Höhe des Satzes, der Rich- 
tern der Reisekostenstufe C nach den Vorschriften 
über die Reisekostenvergütung der Richter im 
Bundesdienst zusteht. Bei Abwesenheit bis zu 
fünf Stunden werden die notwendigen Auslagen 
bis zu 5 Deutsche Mark erstattet. 

(3) Ehrenamtliche Richter, die innerhalb der 
Gemeinde, in der die Sitzung stattfindet, wohnen 
oder berufstätig sind, erhalten ein Tagegeld von 
5 Deutsche Mark, wenn sie an einer Sitzung mehr 
als fünf Stunden teilnehmen, übersteigen ihre 
Auslagen diesen Betrag, so werden die notwen- 
digen Auslagen bis zur Höhe des in Absatz 2 
vorgesehenen Tagegeldes erstattet. Bei einer 
Sitzungsdauer bis zu fünf Stunden werden die 
notwendigen Auslagen bis zu 5 Deutsche Mark 
ersetzt. 

(4) Ist eine auswärtige Übernachtung notwen- 
dig, so wird ein Übernachtungsgeld in Höhe des 
Satzes für Richter im Bundesdienst der Reise- 
kostenstufe C gewährt." 

3. § 5 wird wie folgt gefaßt: 

.§ 5 

Ersatz sonstiger Aufwendungen 

Auch die in den §§ 3 und 4 nicht besonders ge- 
nannten baren Auslagen werden, soweit sie not- 
wendig sind, dem ehrenamtlichen Richter ersetzt. 
Dies gilt besonders für die Kosten einer notwen- 
digen Vertretung und für die Kosten notwendi- 
ger Begleitpersonen." 
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4. § 6 fällt weg. 

5. § 7 wird wie folgt gefaßt: 

.§ 7 

Ehrenamtliche Richter bei den obersten 
Gerichtshöfen des Bundes 

Die ehrenamtlichen Richter bei den obersten 
Gerichtshöfen des Bundes erhalten im Falle des 
§ 4 Abs. 2 Satz 1 ein Tagegeld und im Falle des 
§ 4 Abs. 4 ein Übernachtungsgeld in Höhe des 
Satzes für Richter im Bundesdienst der Reise- 
kostenstufe D." 

6. In § 12 Abs. 2 Satz 3 werden die Worte »ein 
oberes Bundesgericht“ durch die Worte „einen 
obersten Gerichtshof des Bundes" ersetzt. 

Artikel III 

Schlußvorschriften 

§ 1 

Verweisungen 

Soweit in anderen Gesetzen und in Verordnungen 
auf die durch dieses Gesetz abgeänderten Vorschrif- 


ten verwiesen ist, treten die entsprechenden Vor- 
schriften dieses Gesetzes an ihre Stelle. 

§ 2 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. 

(2) Die Entschädigung richtet sich für die gesamte 
versäumte oder erforderliche Zeit nach dem neuen 
Recht, wenn auch für eine Zeit nach dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes eine Entschädigung zu ge- 
währen ist. Das neue Recht ist auch anzuwenden, 
wenn nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eine 
vorher begonnene Verrichtung (§ 5 des Gesetzes 
über die Entschädigung von Zeugen und Sachver- 
ständige) beendigt wird. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Die Entschädigungen für Zeugen und Sachverstän- 
dige und für ehrenamtliche Richter sind zuletzt durch 
das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Ent- 
schädigung von Zeugen und Sachverständigen sowie 
des Gesetzes über die Entschädigung der ehrenamt- 
lichen Beisitzer bei den Gerichten vom 21, Septem- 
ber 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 745) neu geregelt wor- 
den. Die damals festgesetzten Entschädigungssätze 
sind, wie die Erfahrungen insbesondere der letzten 
Zeit erwiesen haben, nicht mehr in allen Fällen 
ausreichend. Durch eine Erhöhung der Entschädi- 
gungssätze soll aber nicht nur der wirtschaftlichen 
Entwicklung Rechnung getragen werden. Die Über- 
prüfung der Entschädigungsbeträge erscheint auch 
mit dem Ziel geboten, dem Zeugen und dem ehren- 
amtlichen Richter jedenfalls der unteren und mittle- 
ren Einkommensgruppen möglichst eine volle Ent- 
schädigung zu gewähren, um unzumutbare Einkom- 
mensausfälle zu vermeiden. Bei der Entschädigung 
der Sachverständigen kann nicht außer acht gelassen 
werden, daß die Sachverhalte, die sie zu beurteilen 
haben, zunehmend schwieriger geworden sind. An- ; 
gesichts der zum Teil sprunghaften Wissenschaft- ; 
liehen Entwicklung gilt es, auch hochqualifizierte 
Fachleute als gerichtliche Sachverständige zu ge- 
winnen. Die Neufestsetzung der Entschädigung für 
die genannten Personenkreise soll dazu beitragen, 
die Wahrheitsfindung durch die Gerichte noch zu 
verbessern und die Güte der Rechtsprechung auf 
hohem Niveau zu halten. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 
Zu Artikel I 

(Änderung des Gesetzes über die Entschädigung von 
Zeugen und Sachverständigen) 

Zu Nummer 1 

Zu Buchstabe a 

Nach dem geltenden Recht (§ 2 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Entschädigung von Zeugen und Sachver- 
ständigen — ZuSEG) werden die Zeugen für jede 
Stunde der versäumten Arbeitszeit mit mindestens 
1 DM und höchstens 5 DM entschädigt. Es erscheint 
geboten, diese Beträge an die gestiegenen Löhne 
und Gehälter anzupassen und darüber hinaus anzu- 
streben, daß Zeugen bis zu einer bestimmten Ein- 
kommenshöhe für ihren Verdienstausfall möglichst 
voll entschädigt werden. Der Zeuge erfüllt zwar eine 
staatsbürgerliche Pflicht. Dem Zeugen der unteren 
und mittleren Einkommensgruppen kann aber kein 
allzu großes finanzielles Opfer zugemutet werden, 
um den angemessenen Unterhalt für sich und seine 


Familie nicht zu gefährden. Der Entwurf sieht daher 
vor, daß der Mindestbetrag auf 1,50 DM und der 
Höchstbetrag auf 8 DM je Stunde erhöht wird. Auf 
diese Weise wird beispielsweise bei Lohnempfän- 
gern eine Vollentschädigung bei Löhnen bis zu etwa 
320 DM wöchentlich erreicht. 

Zu Buchstabe b 

Der Mindestbetrag für die Hausfrau (§ 2 Abs. 3 
ZuSEG) soll auf 3 DM je Stunde angehoben werden. 

Zu Nummer 2 

Die Entschädigung für Leistungen eines Sachver- 
ständigen beträgt gegenwärtig für jede Stunde der 
erforderlichen Zeit bis zu 7,50 DM und, wenn das 
Gutachten besondere fachliche Kenntnisse erfordert, 
bis zu 15 DM (§ 3 Abs. 2 ZuSEG). Ein Vergleich mit 
dem Einkommen, das zur Zeit in der Wirtschaft er- 
zielt werden kann, zeigt, daß diese Entschädigungs- 
sätze der verantwortungsvollen Tätigkeit des Sach- 
verständigen nicht gerecht werden. Schon Gesellen 
können in einigen handwerklichen Berufen einen 
Bruttostundenverdienst von mehr als 5 DM erzielen 
(Statistisches Jahrbuch 1968 Seite 461). In der Praxis 
werden daher auch kaum noch Entschädigungsbe- 
träge in dem Bereich bis zu 7,50 DM für jede 
Stunde festgesetzt. Der festgesetzte Betrag über- 
steigt regelmäßig 7,50 DM und kommt, wenn er den 
Betrag von 15 DM nicht erreicht, doch nahe an ihn 
heran. Der Entwurf erweitert den Entschädigungs- 
rahmen des § 3 Abs. 2 ZuSEG bis zu 30 DM je 
Stunde. Eine solche Erweiterung des Entschädigungs- 
rahmens erscheint erforderlich, um die Entschädi- 
gung nicht nur an die Einkommensentwicklung an- 
zupassen, sondern um es auch zu ermöglichen, daß 
hochqualifizierte Leistungen mit einem Betrage ent- 
schädigt werden, der sich nicht allzu sehr von dem 
Entgelt unterscheidet, das für eine vergleichbare 
Leistung in anderen Bereichen gezahlt wird. Die 
Erweiterung des Entschädigungsrahmens trägt dabei 
zugleich der Tatsache Rechnung, daß die Lebensvor- 
gänge, die der Beurteilung durch die Gerichte unter- 
liegen, schwieriger geworden sind und daß als 
Folge davon an gerichtliche Sachverständige zum 
Teil wesentlich erhöhte Anforderungen gestellt 
werden. Die Wahrheitsfindung und damit die 
Rechtspflege insgesamt würden Schaden leiden, 
wenn es wegen einer unzumutbar geringen Ent- 
schädigung nicht gelänge, auch hochqualifizierte 
Fachleute als gerichtliche Sachverständige zu ge- 
winnen. 

Der Entwurf beseitigt die bisher in § 3 Abs. 2 
ZuSEG vorgesehene Unterteilung in einen Grund- 
betrag und einen erhöhten Betrag, der bei besonde- 
ren Fachkenntnissen gewährt werden kann. Diese 
Unterteilung hat sich in der Praxis nicht als zweck- 
mäßig erwiesen. Die vorgeschlagene Neuregelung 
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ermöglicht besser als bisher, die für die jeweilige 
Leistung des Sachverständigen angemessene Ent- 
schädigung zu bestimmen. Danach kann der Höchst- 
betrag von 30 DM nur noch unter besonderen Vor- 
aussetzungen gewährt werden. 

Die Neufassung des § 3 Abs. 3 Buchstabe a des Ent- 
wurfs stimmt wörtlich mit der bisherigen Fassung 
überein. 

Die vorgesehene Neufassung des § 3 Abs. 3 Buch- 
stabe b beruht auf dem Gedanken, daß bei der zu 
gewährenden Entschädigung der Erwerbsverlust des 
Sachverständigen durch seine Tätigkeit für das Ge- 
richt in größerem Umfange als bisher berücksichtigt 
werden sollte. Die Voraussetzung des geltenden 
Rechts, nach der eine Erhöhung der Entschädigung 
bis zu 50 V. H. nur möglich ist, wenn der Sachver- 
ständige seiner regelmäßigen Erwerbstätigkeit ganz 
oder überwiegend entzogen wird (bisheriger § 3 
Abs. 3 Buchstabe b, hat sich als zu eng erwiesen. 
Künftig soll nur noch erforderlich sein, daß der 
Sachverständige durch die Dauer oder die Häufig- 
keit seiner Heranziehung einen nicht zumutbaren 
Erwerbsverlust erleiden würde. 

Die bisherige Regelung des Absatzes 3 Buchstabe c 
ist mit der des Buchstaben b zusammengezogen wor- 
den. Zugleich soll die strittige Frage, ob die Erhö- 
hung nach dem bisherigen Buchstaben c nur für den 
gerichtlichen oder auch für den außergerichtlichen 
Berufsgutachter in Betracht kommt, dahin entschie- 
den werden, daß sie in beiden Fällen zulässig ist. 

Zu Nummer 3 

Nach § 5 Satz 2 ZuSEG können dem Sachverständi- 
gen oder sachverständigen Zeugen, der Verrichtun- 
gen nach der Anlage zu § 5 erbringt, die Fahrkosten 
nach § 9 und der Aufwand nach § 10 nur bei Reisen 
außerhalb des Aufenthaltsortes ersetzt werden. Dies 
hat eine Benachteiligung der Sachverständigen zur 
Folge, die innerhalb eines räumlich großen Aufent- 
haltsortes, z. B. einer Großstadt, erhebliche Entfer- 
nungen zurücklegen müssen, um ihre Tätigkeit (z. B. 
Blutentnahme bei einem Verkehrsverletzten an der 
Stelle des Unfalls) vornehmen zu können. Der Ent- 
wurf sieht daher die uneingeschränkte Anwendbar- 
keit der Vorschriften über den Fahrkostenersatz und 
die Aufwandsentschädigung vor. 

Gleichzeitig wird die Entschädigung entsprechend 
der Erhöhung der Entschädigung des § 3 Abs. 2 
ZuSEG heraufgesetzt. Sie soll 15 DM je Stunde 
betragen. 

Zu Nummer 4 

Zu Buchstabe a 

Durch das Gesetz über die Reisekostenvergütung für 
die Bundesbeamten, Richter im Bundesdienst und 
Soldaten (Bundesreisekostengesetz) vom 20. März 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 133) ist die Reisekosten- 
stufe II durch die Reisekostenstufe C ersetzt worden. 
Dem soll der Wortlaut des Satzes 1 angeglichen 
werden. 


Zu Buchstabe b 

Der geltende § 10 Abs. 2 Satz 3 ZuSEG, wonach 
i Zehrkosten bis zu 4 DM zu ersetzen sind, wenn der 
! Zeuge oder Sachverständige weniger als 6 Stun- 
I den von seinem Aufenthaltsort abwesend ist, be- 
^ ruhte auf dem früheren Reisekostenrecht, das einen 
I Anspruch auf Tagegeld oder einen Teil davon erst 
vorsah, wenn die Dienstreise länger als 6 Stunden 
gedauert hat. Nach § 9 des Bundesreisekostenge- 
setzes vom 20. März 1965 wird ein Tagegeld oder 
ein Teil davon jedoch schon bei einer Dienstreise 
von mehr als 5 Stunden gewährt. Diese Grenze soll 
nun auch in das Entschädigungsrecht für Zeugen und 
Sachverständige eingeführt werden. Ferner soll der 
I Satz von 4 DM auf 5 DM angehoben werden, um 
den gestiegenen Verpflegungskosten Rechnung zu 
! tragen und eine möglichst gleichmäßige Steigerung 
des Entschädigungssatzes zu erzielen. Bei einer Ab- 
wesenheit von mehr als 5 Stunden bis 7 Stunden 
beträgt die Entschädigung ^/lo des Tagegeldes, das 
wären hier 5,70 DM. 

Zu Buchstabe c 

, Die vorgesehene Erhöhung des Satzes von 4 DM 
I auf 5 DM entspricht der Änderung unter Buch- 
j stabe b. 

Zu Nummer 5 

In der Neufassung entfallen die Worte „die nicht 
den durch den Aufenthalt außerhalb der Wohnung 
verursachten Aufwand betreffen". Dieser Zusatz hat 
in der Vergangenheit zu Meinungsverschiedenheiten 
bei der Auslegung der Vorschrift geführt. Die vorge- 
schlagene Fassung stellt klar, daß § 1 1 Satz 1 eine 
Generalklausel ist, nach der alle für die jeweilige 
Verrichtung notwendigen baren Auslagen zu er- 
statten sind, deren Erstattung nicht bereits durch 
die §§ 8 bis 10 geregelt ist. Darunter fallen außer 
den in § 11 Satz 2 bezeichneten Kosten z. B. Brücken- 
gelder und Parkgebühren. 

j Zu Nummer 6 

Die für Übersetzungen vorgesehene Zeilenent- 
schädigung soll ebenfalls angehoben werden. Die 
vorgeschlagene Entschädigung von 0,60 DM je Zeile, 
höchstens 3 DM, entspricht den gegenwärtig in 
I anderen Bereichen gezahlten Vergütungen. 

I 

I Zu Nummer 7 

I Die Beträge der Anlage zu § 5 ZuSEG werden, nach- 
, dem die allgemeinen Entschädigungssätze des § 3 
: Abs. 2 ZuSEG erhöht werden sollen, entsprechend 
I geändert, soweit dies sachlich notwendig erscheint, 

I um für die in der Anlage bezeichneten Einzelverrich- 
! tungen angemessene Sätze zu erreichen. 

! a) In den Nummern 1 bis 4 werden die Entschädi- 
gungsbeträge um etwa ein Drittel erhöht. 

b) In den Nummern 3 und 4 wird ein Satz 2 einge- 
fügt, der eine Erhöhung der Entschädigung bei 
! einer außergewöhnlich umfangreichen oder einer 
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zu außergewöhnlicher Zeit notwendigen Tätig- | 
keit zuläßt. Es hat sich herausgestellt, daß der ! 
Rahmen des Satzes 1 in diesen Fällen nicht im- 
mer ausreicht. Besonders in der Sozialgerichts- 
barkeit werden nicht selten umfangreiche und für 
den Rechtsstreit wichtige Befundberichte erstat- 
tet. Eine ärztliche Tätigkeit zu außergewöhn- 
licher Zeit ist z. B. bei Verkehrsunfällen oder | 
Straftaten oft erforderlich. ' 

c) In den Nummern 5 und 6 werden die Sätze um ! 

etwa ein Drittel, die Sätze für besondere Fälle | 
um ein Viertel erhöht. 1 

d) In Nummer 7 bleiben die Sätze unverändert, da j 
sie auch gegenwärtig noch angemessen sind. 

e) Die Entschädigungstatbestände der Nummer 8 
sind entsprechend den inzwischen gewonnenen 
wissenschaftlichen Erkenntnissen verm-ehrt wor- 
den. Da sich der Umfang des schriftlichen Gut- 
achtens durch die neueingeführten Blutgruppen- 
merkmale erweitert, ist die Entschädigung dafür 
von 7 DM auf 10 DM erhöht worden. Im übrigen 
haben sich die bisherigen Entschädigungsbeträge 
als ausreichend erwiesen. Lediglich beim Buch- 
staben e war eine Differenzierung geboten. 

Im einzelnen ist zu bemerken: 

Zu Buchstabe c \ 

Neben dem Absorptionsversuch ist auch der | 

neuerdings häufig ausgeführte Titrationsversuch | 

genannt. j 

Zu Buchstabe d | 

Die Bezeichnung der Merkmale des Rhesus-Kom- 
plexes in der Klammer ist verbessert worden. 

Zu Buchstaben e und l 

Die Unterscheidung zwischen direkt und indirekt 
nachweisbaren Blutgruppenmerkmalen ist wegen 
des unterschiedlichen Arbeitsaufwandes nötig. 

Zu Buchstabe g 

Seit Kenntnis der sog. Deletionstypen im Rhesus- 
system und in anderen Blutgruppensystemen sind 
in bestimmten Fällen Titrationsversuche zur 
Sicherung der Befunde notwendig. 

Zu Buchstabe 1 

Die Bestimmung der Typen der sauren Erythro- 
zyten-Phosphatase kann zu einem Ausschluß der 
Vaterschaft führen. 

1) In Nummer 9 wird die — mit Nr. 27 des Gebüh- 
renverzeichnisses für Arzte (Anlage zur Gebüh- 
renordnung für Arzte vom 18. März 1965 - — Bun- 
desgesetzbl, I S. 89) übereinstimmende — Ent- 
schädigung von 3 DM auf 4 DM erhöht. Dadurch 
wird berücksichtigt, daß sich der Arzt oft auch 
von der Identität des Erschienenen mit dem zu 
Untersuchenden überzeugen und hierüber eine 
Niederschrift fertigen muß und daß eine Blutent- 
nahme bei Kleinstkindern, wie sie in Unterhalts- 


und Statusprozessen häufig ist, nicht selten viel 
Zeit erfordert. 

Durch Satz 2 wird klargestellt, daß für eine 
Niederschrift über die Feststellung der Identität 
keine besondere Entschädigung gewährt wird. 

Satz 3 gestattet, bei einer Blutentnahme zu außer- 
gewöhnlicher Zeit (z. B. nach einem nächtlichen 
Verkehrsunfall) die Entschädigung zu erhöhen. 

g) In Nummer 10 wird die Entschädigung für erb- 
biologische Sachverständige erhöht und eine Son- 
derregelung, für die bei der Vorbereitung und Er- 
stattung des Gutachtens anfallenden Neben- 
kosten getroffen, die bisher in der Entschädigung 
für den Sachverständigen enthalten waren. Dabei 
wird berücksichtigt, daß die Entschädigung für 
erbbiologische Abstammungsgutachter im Laufe 
der Zeit hinter der allgemeinen Leistungsentschä- 
digung für Sachverständige zurückgeblieben ist. 
Der Betrag für ein 3-Personen-Gutachten wird 
von 300 DM auf 400 DM, der Betrag für die Un- 
tersuchung jeder weiteren Person von 75 DM auf 
100 DM heraufgesetzt. 

Für die Kosten, die den Sachverständigen für ihre 
Einrichtungen und deren laufende Unterhaltung 
entstehen, sieht der Entwurf Pauschalen vor, die 
bei der Untersuchung von 3 Personen 120 DM 
und bei der Untersuchung jeder weiteren Person 
30 DM betragen. Für den Regelfall (Untersuchung 
von 4 Personen) ergibt sich somit eine Pauschal- 
entschädigung für die Nebenkosten von 150 DM. 

Diese Pauschalentschädigung kann allerdings 
dann zu hoch sein, wenn der Sachverständige 
Einrichtungen einer Körperschaft, Anstalt oder 
Stiftung des öffentlichen Rechts, insbesondere 
einer wissenschaftlichen Hochschule, benutzt; es 
ist denkbar, daß der Sachverständige für die Be- 
nutzung so geringe Gebühren abzuführen hat, 
daß seine Nebenkosten den Pauschbetrag nicht 
erreichen. In dem neu eingeführten Satz 2 wird 
deshalb vorgesehen, daß die Nebenkosten in die- 
sen Fällen nur bis zur Höhe der tatsächlich aufge- 
wendeten Kosten ersetzt werden. Zu den Neben- 
kosten den Pauschbetrag nicht erreichen. In dem 
neueingeführten Satz 2 wird deshalb vorgesehen, 
daß die Nebenkosten in diesen Fällen nur bis zur 
Höhe der tatsächlich aufgewendeten Kosten er- 
setzt werden. Zu den Nebenkosten, die hier zu 
berücksichtigen sind, gehören dann allerdings 
nicht nur die Beiträge, die der Sachverständige 
für die Benutzung zu entrichten hat, sondern auch 
etwaige an Hilfspersonen gezahlte Beträge, Post- 
und Fernsprechgebühren und Schreibkosten, 


Zu Artikel II 

(Änderung des Gesetzes über die Entschädigung der 
ehrenamtlichen Richter) 

Zu Nummer 1 

Zu Buchstabe a 

Der in § 2 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über die Ent- 
schädigung der ehrenamtlichen Richter — EhrRi- 
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EntschG — ■ festgesetzte Höchstsatz der Entschädig 
gung für Zeitversäumnis soll von 5 DM auf 10 DM 
angehoben werden. Der geltende Höchstsatz von 
5 DM reicht nur noch selten aus, um den tat- 
sächlichen Lohnausfall eines ehrenamtlichen Rich- 
ters zu decken. Das führt insbesondere bei jenen 
ehrenamtlichen Richtern, die häufig und zu lang- 
dauernden Sitzungen herangezogen werden, zu 
empfindlichen Lohneinbußen und bringt zugleich oft 
nicht unerhebliche Nachteile im Beitrags- und Lei- 
stungsrecht der Sozialversicherung mit sich. Der gel- ^ 
tende Höchstsatz der Entschädigung für Zeitver- ! 
Säumnis muß daher den veränderten wirtschaftlichen 
Verhältnissen, insbesondere der Lohnentwicklung 
der letzten Jahre angepaßt werden. 

Mit der vorgeschlagenen Erhöhung wird erreicht, | 
daß ehrenamtliche Richter bis zu einer bestimmten ! 
Einkommensgrenze ihren Verdienstausfall voll er- j 
stattet erhalten. Das ist geboten, weil auch die wirt- i 
schaftlich schwächeren Bevölkerungskreise zur Mit- I 
Wirkung an der Rechtsprechung in der Lage sein ! 
müssen, ohne daß ihnen dabei erhebliche Nachteile | 
entstehen. | 

I 

Von einer Anhebung des Mindestsatzes der Ent- 
Schädigung für Zeitversäumnis wird dagegen ab- 
gesehen. Der geltende Satz von 3 DM je Stunde | 
erscheint nach wie vor ausreichend, zumal diese ^ 
Entschädigung nach § 2 Abs. 4 EhrRiEntschG auch 
dann gezahlt wird, wenn ein Verdienstausfall nicht 
nachweisbar oder nicht eingetreten ist, z. B. also 
an Hausfrauen, Rentner, Beamte und Angestellte. 

Der vorgeschlagene Stundenhöchstsatz liegt um 
2 DM höher als der für die Entschädigung von Zeu- 
gen vorgeschlagene Höchstsatz. Das ist durch die 
besondere Stellung des ehrenamtlichen Richters und 
durch die Dauer und Häufigkeit seiner Heranzie- 
hung gerechtfertigt. 

Zu Buchstabe b 

Die geltende Entschädigungsregelung führt insbe- 
sondere in umfangreichen Prozessen mit langer Ver- 
fahrensdauer zu ungerechtfertigten Nachteilen für 
die ehrenamtlichen Richter, die bei solchen Verfah- 
ren mitzuwirken haben. Die insoweit bereits beste- 
hende Sondervorschrift des § 2 Abs. 3 EhrRiEntschG 
reicht nach Berichten aus der Praxis nicht aus. Ein- 
mal ist der Entschädigungshöchstsatz von 7,50 DM 
je Stunde zu gering, andererseits sind aber auch die 
Voraussetzungen für die Gewährung der erhöhten 
Entschädigung zu eng gefaßt. 

Der Entwurf sieht daher vor, den Höchstbetrag des 
erstattungsfähigen Verdienstausfalls für diese Son- 
derfälle (vgl. z. B. den Contergan-Prozeß und die 
NS-Prozesse) auf 20 DM für jede Stunde festzuset- 
zen. Ferner wird der Zeitraum, in dem der ehren- 
amtliche Richter innerhalb von dreißig Tagen ganz 
oder überwiegend seiner regelmäßigen Erwerbstä- 
tigkeit entzogen sein muß, von zehn Tagen auf acht 
Tage verkürzt. Damit wird erreicht, daß ein ehren- 
amtlicher Richter für seinen Verdienstausfall voll 
entschädigt werden kann, der ein Bruttomonatsein- 
kommen bis etwa 3200 DM hat. Voraussetzung 
bleibt weiterhin, daß der ehrenamtliche Richter 


einen entsprechenden Lohnausfall in dieser Höhe 

nachweist oder glaubhaft macht. 

Zu Nummer 2 

§ 4 EhrRiEntschG bedarf zahlreicher Änderungen. 

Er soll deshalb völlig neu gefaßt werden. 

Im einzelnen handelt es sich um folgende Punkte: 

1. Die Sätze der Aufwandsentschädigung für ehren- 
amtliche Richter waren mit Gesetz vom 26. Sep- 
tember 1963 etwa den Tagegeldsätzen für Be- 
amte der Reisekostenstufe II angeglichen wor- 
den. Durch das Gesetz über die Reisekostenver- 
gütung für die Bundesbeamten, Richter im Bun- 
desdienst und Soldaten — Bundesreisekostenge- 
setz — vom 20. März 1965 (Bundesgesetzbl. I 
Seite 133) sind die Tagegeldsätze erhöht, die 
Zeitabgrenzungen für die Hohe des Tagegeldes 
verbessert und die Bezeichnungen der Reiseko- 
stenstufen geändert worden. Die Aufwandsent- 
schädigung der ehrenamtlichen Richter muß die- 
sen Änderungen angepaßt werden. 

Gleichzeitig wird die Regelung der Entschädi- 
gung für Aufwand in § 4 Abs. 2 Satz 1 EhrRi- 
EntschG — ähnlich wie im Gesetz über die Ent- 
schädigung von Zeugen und Sachverständigen 
(ZuSEG) — dadurch vereinfacht, daß sowohl hin- 
sichtlich der Höhe der Entschädigung als auch 
hinsichtlich der Zeitabgrenzungen auf die für 
einen Richter im Bundesdienst der Reisekosten- 
stufe C (bisher II) geltenden Bestimmungen ver- 
wiesen wird. Eine solche Regelung macht die bei 
der geltenden Regelung von Zeit zu Zeit erfor- 
derliche Anhebung der Entschädigungssätze in 
§ 4 Abs. 2 Satz 1 EhrRiEntschG entbehrlich. Im 
übrigen wird damit die Aufwandsentschädigung 
des ehrenamtlichen Richters in gleicher Weise 
wie die des Berufsrichters geregelt. 

Die Umstellung der Aufwandsentschädigung für 
ehrenamtliche Richter auf das Tagegeld für Rich- 
ter im Bundesdienst der Reisekostenstufe C 
bringt für den ehrenamtlichen Richter folgende 
Verbesserungen: 


Bisher 

Künftig 


Abwesenheit 

Tagegeld Abwesenheit 

Tagegeld 

vom Wohnort 

vom Wohnort 


mehr als 

DM mehr als 

DM 


5 bis 8 Stunden 

5 — 

5 bis 7 Stunden 

5,70 

8 bis 12 Stunden 

8 — 

7 bis 10 Stunden 

9,50 

12 Stunden 

16,— 

10 bis 12 Stunden 

15,20 



12 Stunden 

19,— 


2. Mit der Verweisung auf die den Richtern im Bun- 
desdienst der Reisekostenstufe C nach dem 
Bundesreisekostengesetz zustehenden Tagegelder 
wird der niedrigste Satz der Aufwandsentschädi- 
gung für ehrenamtliche Richter in § 4 Abs. 2 
Satz 1 EhrRiEntschG von 5 DM auf 5,70 DM an- 
gehoben. Dem entspricht es, wenn die Höchst- 
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Sätze der erstattungsfähigen Auslagen in § 4 
Abs. 2 Satz 2 und § 4 Abs. 3 Satz 3 sowie das 
feste Tagegeld in § 4 Abs. 3 Satz 1 EhrRiEntschG 
von 4 DM auf 5 DM erhöht werden. 

3. In Absatz 2 Satz 2 sowie in Absatz 3 Sätze 2 und 
3 des § 4 EhrRiEntschG wird jeweils das Wort 
„nachgewiesenen'' gestrichen. Daß ein Nachweis 
oder jedenfalls eine Glaubhaftmachung der Aus- 
lagen erforderlich ist, folgt schon aus dem Be- 
griff „notwendigen Auslagen". Von einer beson- 
deren Betonung des „Nachweises" kann daher 
abgesehen werden. 

4. Die weiteren Änderungen in § 4 EhrRiEntschG 
beruhen auf der Angleichung der Entschädi- 
gungsregelung in Absatz 2 Satz 1 an das Bundes- 
reisekostengesetz. 


Zu Nummern 3 und 4 

Nach dem geltenden Wortlaut des § 5 EhrRiEntschG 
sind die „sonstigen" erstattungsfäbigen Auslagen 
auf „den durch den Aufenthalt außerhalb der Woh- 
nung verursachten Aufwand" beschränkt. Diese Re- 
gelung hat zu Meinungsverschiedenheiten bei der 
Auslegung der Vorschrift und zu Unzuträglichkei- 
ten geführt. Die vorgeschlagene Neufassung stellt 
klar, daß § 5 EhrRiEntschG eine Generalklausel bil- 
det, nach der dem ehrenamtlichen Richter alle ba- 
ren Auslagen zu erstatten sind, die nicht durch die 
Entschädigungsbestimmungen nach den §§ 3 und 4 
EhrRiEntschG abgegolten werden. Dazu gehören 
neben den ausdrücklich genannten Vertretungs- und 
Begleiterkosten z. B. auch die Kosten, die durch das 
Abstellen des für die Fahrt zum Gerichtstermin be- 
nutzten Kraftfahrzeuges in einem Parkhaus erwach- 
sen (Parkgebühren). 

Die bislang in § 6 EhrRiEntschG besonders geregelte 
Entschädigung des Begleiters wird in die Neufas- 
sung des § 5 EhrRiEntschG eingefügt. § 6 EhrRi- 
EntschG kann damit entfallen. 

Die neue Fassung des § 5 EhrRiEntschG entspricht 
der des § 11 ZuSEG. 


Zu Nummer 5 

Die Abstimmung der Aufwandsentschädigung des 
ehrenamtlichen Richters auf das Bundesreisekosten- 
gesetz macht auch eine Neufassung des § 7 EhrRi- 
EntschG notwendig. Die Reisekostenstufe „Ib" ist 
durch jenes Gesetz durch die Reisekostenstufe „D" 
ersetzt worden. Ferner wird berücksichtigt, daß die 
oberen Bundesgerichte durch das Sechzehnte Gesetz 
zur Änderung des Grundgesetzes vom 18. Juni 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 657) die Bezeichnung „oberste 
Gerichtshöfe des Bundes" erhalten haben. 

Die Umstellung auf das den Richtern im Bundes- 
dienst der Reisekostenstufe D nach dem Bundesrei- 
sekostengesetz zustehende Tagegeld bringt fol- 
gende Änderungen gegenüber den bisherigen Ent- 
schädigungssätzen für Aufwand mit sich: 


Bisher 

Abwesenheit 
vom Wohnort 
mehr als 

Tagegeld 

DM 

Künftig 

1 Abwesenheit 
vom Wohnort 
mehr als 

Tagegeld 

DM 

5 bis 8 Stunden 

7,50 

5 bis 7 Stunden 

6,60 

8 bis 12 Stunden 

12 — 

7 bis 10 Stunden 

11 — 

12 Stunden 

19,— 

10 bis 12 Stunden 

17,60 



12 Stunden 

22,— 


In einigen Fällen liegt danach das Tagegeld unter 
dem bisherigen Entschädigungssatz nach § 7 EhrRi- 
EntschG. Diese Verschlechterungen (bis zu 1 DM) 
sind jedoch im Interesse der Einheitlichkeit und der 
Vereinfachung in Kauf zu nehmen, zumal auf der 
anderen Seite ganz erhebliche Verbesserungen (bis 
zu 5,60 DM) entstehen. 

Zu Nummer 6 

Die Änderung des § 12 EhrRiEntschG beruht eben- 
falls auf dem Sechzehnten Gesetz zur Änderung des 
Grundgesetzes vom 18. Juni 1968 (Bundesgesetzbl. I 

S. 657). 

Zu Artikel III 

(Schluß Vorschriften) 

Zu § 1 (Verweisungen) 

Die Bestimmung gleicht Verweisungen, die in ande- 
ren Vorschriften enthalten sind, an das neue Recht 
an. 

Zu § 2 (Geltung in Berlin) 

Die Vorschrift ermöglicht es, das Gesetz auch in 
Berlin in Kraft zu setzen. 

Zu § 3 (Inkrafttreten) 

Das Gesetz bedarf zu seiner Durchführung keiner 
größeren Vorbereitungen. Es kann daher alsbald 
nach der Verkündung in Kraft treten. 

Der Absatz 2 Satz 1 enthält eine Überleitungsvor- 
schrift für die nach der versäumten Zeit bemessenen 
Entschädigungen der ehrenamtlichen Richter und 
der Zeugen sowie für die nach der erforderlichen 
Zeit bemessene Entschädigung der Sachverständi- 
gen. Ist eine solche Entschädigung für Zeiten zu ge- 
währen, die teils vor, teils nach dem Inkrafttreten 
des Gesetzes liegen, so soll nach dem Entwurf die 
Entschädigung einheitlich nach neuem Recht bemes- 
sen werden. Dies entspricht dem Zweck des Geset- 
zes, die Entschädigung alsbald den Zeitverhältnis- 
sen anzupassen. Satz 2 enthält eine entsprechende 
Übergangsregelung für Verrichtungen nach § 5 
des Gesetzes über die Entschädigung von Zeugen 
und Sachverständigen und der Anlage hierzu. 

C. Kosten 

Durch die Verwirklichung des Entwurfs werden 
Mehraufwendungen im Bund von etwa 500 000 DM 
und in den Ländern von etwa 40 Millionen DM jähr- 
lich entstehen. Darüber hinausgehende Auswirkun- 
gen auf die Gesamtwirtschaft hat das Gesetz nicht. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Entschließung zu dem Gesetzentwurf 

Der Bundesrat erhebt gegen den materiellen Inhalt 
der Regierungsvorlage unter der Voraussetzung 
keine Einwendungen, daß die vorgesehene Erhö- 
hung der Entschädigungssätze 33 v. H. des bisheri- 
gen Gesamtaufwands nicht überschreitet. Eine wei- 
tergehende Anhebung der Entschädigungssätze ist 
unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Entwick- 
lung im Bundesgebiet seit der letzten Anpassung 
der Sätze nicht erforderlich. 

Im übrigen weist der Bundesrat darauf hin, daß die 
Länder bereits mehrfach die Bundesregierung gebe- 
ten haben, das Gerichtskostenrecht in einer umfas- 
senden Novelle neu zu ordnen. Der jetzt vorgelegte 
Gesetzentwurf regelt nur einen Teilbereich und ist 
deshalb unzureichend. Der Bundesrat bittet daher 
die Bundesregierung erneut, alsbald eine entspre- 
chende Novelle zum Gerichtskostengesetz vorzule- 
gen. 

Der Bundesrat hält es für erforderlich, daß Bund und 
Länder eine grundlegende Neuordnung des Ge- 
richtskostenrechts noch im Laufe des Gesetzge- 
bungsverfahrens über den vorliegenden Entwurf im 
Finanzplanungsrat erörtern. 


2. Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich daraus, 
daß durch den Entwurf Zustimmungsgesetze förm- 
lich geändert werden sollen. 


Artikel I 

Änderung des Gesetzes über die Entschädigung 
von Zeugen und Sachverständigen 

3. Zu Artikel I Nr. 2 (§ 3 Abs. 2 und 3) 

a) In § 3 Abs. 2 Satz 1 sind die Worte „bis zu" 
durch das Wort „höchstens" zu ersetzen. 

Begrün d u n g 

Die Änderung bringt ziim Ausdruck, daß es sich 
bei dem Betrag von 30 DM bereits um einen 


Höchstbetrag handelt, während in der Praxis der 
bisher vorgesehene Höchstbetrag von 15 DM 
weitgehend als Regelbetrag angesehen wurde. 

b) § 3 Abs. 2 Satz 2 ist wie folgt zu fassen; 

„Für die Bemessung der Entschädigung sind maß- 
gebend der Grad der erforderlichen Fachkennt- 
nisse, die Schwierigkeit der Leistung und beson- 
dere Umstände, unter denen das Gutachten zu 
erarbeiten war; dabei ist nach billigem Ermessen 
zu berücksichtigen, ob der Sachverständige durch 
die Dauer oder die Häufigkeit seiner Heran- 
ziehung einen nicht zumutbaren Erwerbsverlust 
erleidet." 

c) § 3 Abs. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Die nach Absatz 2 zu gewährende Ent- 
schädigung kann bis zu 50 vom Hundert für ein 
Gutachten überschritten werden, in dem der 
Sachverständige sich für den Einzelfall eingehend 
mit der wissenschaftlichen Lehre auseinanderzu- 
setzen hat." 


B e g r ü n d u n (| zu b) u n d c) 

Die Erhöhung des Entschädigungsrahmens auf 
bis zu 30 DM je Stunde wird trotz finanzpoliti- 
scher und rechtspolitischer Bedenken — letztere 
beziehen sich auf die Gefahr einer zu starken 
Belastung der Kostenschuldner — bejaht. Die 
Erhöhungstatbestände gemäß § 3 Abs. 3 Buch- 
staben b und c der geltenden Fassung können in- 
nerhalb des neuen, bis zu 30 DM gehenden 
Rahmens ausreichend berücksichtigt werden. 
Lediglich für die Fälle des § 3 Abs. 3 Buchstabe a 
ZuSEG in der geltenden Fassung kann eine Er- 
höhung des Regelbetrags geboten sein. 

d) ln § 3 Abs. 2 ist der letzte Satz wie folgt zu 
fassen: 

„Die letzte, bereits begonnene Stunde wird voll 
gerechnet; dies gilt jedoch nicht, soweit der 
Sachverständige für dieselbe Zeit in einer weite- 
ren Sache zu entschädigen ist." 

B e g r ü n d u n g 

Nach der geltenden Rechtslage besteht die Mög- 
lichkeit, daß der Sachverständige für dieselbe 
Zeit eine mehrfache Entschädigung erhält, wenn 
er in mehreren Verhandlungen, die jeweils er- 
heblich weniger als eine Stunde Zeit dauern, 
hintereinander in Anspruch genommen wird. 
Eine solche mc'hrfache Entschädigung erscheint 
im Intcu'esse der Staatskasse und der Kosten- 
schiildner unbillig. 
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4. Zu Artikel I Nr. 4 Buchstabe b (§ 10 Abs. 2 Satz 3) 

§ 10 Abs. 2 Satz 3 ist wie folgt zu fassen; 

„Bei Abwesenheit bis zu 5 Stunden werden die 
notwendigen Auslagen bis zu S Deutsche Mark er- 
stattet." 

Begründung 

Redaktionelle Anpassung an § 4 Abs. 2 Satz 2 EhrRi- 
EntschG. 


5, Zu Artikel I Nr. 7 (Anlage zu § 5) 

In der Anlage zu § 5 ist der dritte Absatz der Num- 
mer 9 wie folgt zu fassen: 

„Bei einer Blutentnahme zu außergewöhnlicher Zeit 
oder unter außergewöhnlichen Umständen beträgt 
die Entschädigung, soweit nicht dem Sachverständi- 
gen eine Erhöhung nach Nummer 3 Abs. 2 oder 
Nummer 4 Abs. 2 wegen einer Tätigkeit zu außer- 
gewöhnlicher Zeit gewährt wird, bis zu 25". 

Begründung 

Beim Zusammentreffen einer Verrichtung nach 
Nummer 3 oder Nummer 4 mit einer Verrichtung 
nach Nummer 9 der Anlage zu § 5 ZuSEG besteht 
keine Notwendigkeit, den Umstand, daß die Verrich- 
tungen zu außergewöhnlicher Zeit vorgenommen 
werden, doppelt zu berücksichtigen. 


Artikel II 

Änderung des Gesetzes über die Entschädigung der 
ehrenamtlichen Richter 

6. Zu Artikel II Nr. 1 (§ 2) 

a) Nummer 1 Buchstabe a ist wie folgt zu fassen; 

,a) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefaßt; 

„(1) Die ehrenamtlichen Richter erhalten 
eine Entschädigung von 3 Deutsche Mark für 
jede Stunde. 

(2) Entsteht dem ehrenamtlichen Richter 
ein Verdienstausfall, so erhält 'er ferner für 
jede Stunde der versäumten Arbeitszeit höch- 
stens 10 Deutsche Mark. Als versäumt gilt 
auch die Zeit, während welcher der ehren- 
amtliche Richter seiner gewöhnlichen Beschäf- 
tigung infolge seiner Heranziehung nicht 
nachgehen kann. Die Entschädigung richtet 
sich nach dem regelmäßigen Bruttoverdienst 
einschließlich der vom Arbeitgeber zu tragen- 
den Sozialversicherungsbeiträge." ‘ 

b) Nach Nummer 1 Buchstabe b ist folgender Buch- 
stabe c (§ 2 Abs. 4 und 5) anzufügen; 

,c) Absatz 4 fällt weg; der bisherige Absatz 5 
wird Absatz 4 und er erhält folgende Fassung; 


„(4) Die Entschädigungen werden für höch- 
stens 10 Stunden je Tag gewährt. Die letzte 
angefangene Stunde wird voll gerechnet." ' 

Begründung zu a) und b) 

Die ehrenamtlichen Richter, deren Bezüge von 
ihrem Arbeitgeber weitergezahlt werden, erhal- 
ten für die versäumte Zeit eine Entschädigung 
von 3 DM je Stunde, während den ehrenamt- 
lichen Richtern, denen als Lohnempfängern ihre 
Bezüge vom Arbeitgeber einbehalten werden, 
nur ihr Verdienstausfall erstattet wird. Diese 
Regelung wird als unbillig empfunden und hat 
wiederholt zu Vorstellungen ehrenamtlicher 
Richter geführt. Besonders in langdauernden 
Verfahren erscheint es unbillig, daß den besser 
verdienenden Gehaltsempfängern neben dem 
ihnen unverkürzt verbleibenden Einkommen 
hohe Beträge für Zeitversäumnis gezahlt wer- 
den, während die Lohnempfänger unter den 
ehrenamtlichen Richtern äußerstenfalls ihren tat- 
sächlich eingetretenen Verdienstausfall erstattet 
erhalten. Mit der vorgeschlagenen Neufassung 
wird eine Gleichbehandlung aller ehrenamtlichen 
Richter erreicht. 

c) Nummer 1 Buchstabe b (§ 2 Abs. 3) 

§ 2 Abs. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Als Entschädigung nach Absalz 2 kann 
nach billigem Ermessen unter Berücksichtigung 
des Verdienstausfalls ein Betrag bis zu 20 Deut- 
sche Mark für jede Stunde gewährt werden, 
wenn der ehrenamtliche Richter innerhalb eines 
Zeitraums von mindestens dreißig Tagen an 
einem Viertel dieser Tage oder häufiger seiner 
regelmäßigen Erwerbstätigkeit entzogen oder 
wenn er in einem Verfahren an mehr als dreißig 
Tagen herangezogen wird." 

Begründung 

Es erscheint sachgerechter, statt auf mindestens 
8 Tage auf mindestens ein Viertel des in Betracht 
kommenden Zeitraums abzustellen. Außerdem 
muß in Verfahren von besonders langer Dauer 
eine Erhöhung des Satzes für Entschädigung des 
Verdienstausfalls möglich sein, wenn weniger 
Sitzungen als an einem Viertel des fraglichen 
Zeitraums stattfinden, denn je häufiger der 
ehrenamtliche Richter herangezogen wird, um so 
empfindlicher wirkt es sich aus, wenn ihm nicht 
sein voller Verdienstausfall erstattet werden 
kann. Die Worte „ganz oder überwiegend" kön- 
nen entfallen, da sie für den Vollzug des Ge- 
setzes in der Praxis ohne Bedeutung sind. 


7. Zu Artikel II Nr. 2 (§ 4) 

In § 4 ist in Absatz 2 nach dem Wort „Richtern" und 
in Absatz 4 nach dem Wort „Bundesdienst" jeweils 
das Wort „in" einzufügen. 
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Begründung 

Redaktionelle Anpassung an Artikel I Nr. 4 Buch- 
stabe a (§ 10 11 Satz 1 ZuSEG). 


8. Zu Artikel II Nr. 5 (§ 7) 

In § 7 ist nach dem Wort „Bundesdienst" das Wort 
„in" einzufügen. 

Begründung 

Wie zu Artikel II Nr. 2 (§ 4). 


9. Zu Artikel III (neu) und IV (neu) 

Nach Artikel II sind folgende neue Artikel III und 
IV einzufügen; 

.Artikel ITT 

Änderung der Justizverwaltungskostenordnung 

§ 10 der Verordnung über Kosten im Bereich der 
Justizverwaltung vom 14. Februar 1940 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 357), zuletzt geändert durch Artikel 2 
§ 4 des Gesetzes zur Änderung der Bundesgebühren- 
ordnung für Rechtsanwälte und anderer Gesetze 
vom 30. Juni 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 577), erhält 
folgende Fassung: 

.§ 10 

(1) Kosten der Vollstreckung von Freiheitsstrafen 
und von Maßregeln der Sicherung und Besserung 
nach § 42 d und § 42 e des Strafgesetzbuches wer- 
den unbeschadet des Anspruchs nicht erhoben, wenn 
der Gefangene die ihm zugewiesene oder ermög- 
lichte Arbeit verrichtet oder wenn er ohne sein 
Verschulden nicht arbeiten kann. Hat jedoch der Ge- 
fangene, der ohne sein Verschulden während eines 
zusammenhängenden Zeitraumes von mehr als 
einem Monat nicht arbeiten kann, auf diese Zeit ent- 
fallende Einkünfte, so hat er die Kosten der Voll- 
streckung für diese Zeit bis zur Höhe der auf sie 
entfallenden Einkünfte zu entrichten, soweit nicht 
aus ihnen Ansprüche unterhaltsberechtigter Ange- 
höriger zu befriedigen sind. Dem Gefangenen muß 
ein Betrag verbleiben, der der durchschnittlichen 
Arbeitsbelohnung in den Vollzugsanstalten des Lan- 
des entspricht. 

(2) Kosten der Vollstreckung von Maßregeln der 
Sicherung und Besserung nach § 42 b und § 42 c des 
Strafgesetzbuches werden unbeschadet des An- 
spruchs nur erhoben, wenn der Gefangene auf die 
Zeit der Unterbringung entfallende Einkünfte hat; 
dies gilt auch, wenn der Gefangene in der Anstalt 
beschäftigt wird. Bis zur Höhe der Einkünfte wer- 
den die dem Kostenträger der Unterbringung ent- 
stehenden Aufwendungen als Auslagen erhüben, 
soweit nicht aus den Einkünften Ansprüche unter- 
haltsberechtigter Angehöriger zu befriedigen sind. 


Dem Untergebrachten muß jedoch ein Betrag in 
Höhe des Taschengeldes der in der Anstalt unterge- 
brachten Sozialhilfeempfänger verbleiben, 

(3) Die Kosten nach Absatz 1 betragen für jeden 
vollen Tag des Vollzuges 6 Deutsche Mark, bei 
Selbstverpflegung 3,50 Deutsche Mark." ' 

Begründung 
a) Allgemeines 

Nach den im Beschluß des Bundesverfassungsge- 
richts vom 11. Oktober 1966 — 2 BvR 179/64 — 
2 BvR 477/64 — 2 BvR 476/64 — (BVerfGE 20, 257, 
269) niedergelegten Grundsätzen könnte geltend ge- 
macht werden, daß auch die derzeitige Ermächtigung 
in § 10 Abs. 2 JVKostO, durch Rechtsverordnung zu 
bestimmen, in welcher Höhe die Kosten der Voll- 
streckung von Strafen oder Maßregeln der Sicherung 
und Besserung zu erheben sind, Artikel 80 Abs, 1 
Satz 2 GG nicht entspricht, weil das Ausmaß der 
Ermächtigung in § 10 Abs. 2 JVKostO zu unbestimmt 
ist. Damit besteht die Gefahr, daß sowohl § 10 Abs. 2 
JVKostO als audi die auf Grund dieser Ermächti- 
gung erlassenen Verordnungen der Länder über die 
Strafvollstreckungskosten als nichtig angesehen 
werden. Es bedarf mithin schon für die Erhebung 
der Strafvollstreckungskosten dringend einer Ände- 
rung des § 10 JVKostO. Zu diesem Zweck wird vor- 
geschlagen, in § 10 JVKostO auf eine Ermächtigung 
zu verzichten und die Höhe der Vollstreckungs- 
kosten unmittelbar durch Bundesgesetz bundesein- 
heitlich festzusetzen. 

Als § 10 Abs. 1 JVKostO in seiner derzeitigen Fas- 
sung geschaffen wurde, stand das berechtigte An- 
liegen im Vordergrund, unter allen Umständen zu 
vermeiden, daß die Belastung mit Haftkosten die 
Resozialisierung des Gefangenen behindere. Daran 
soll auch weiterhin festgehalten werden. Inzwischen 
hat sich jedoch gezeigt, daß die derzeitige Regelung 
zu Folgen führt, die unbillig erscheinen. 

Bei der gegenwärtigen Regelung muß der Staat in 
der Regel sämtliche Kosten der Vollstreckung einer 
Freiheitsstrafe oder einer mit Freiheitsentziehung 
verbundenen Maßregel der Sicherung und Besserung 
auch dann tragen, wenn der Gefangene auf die Zeit 
seiner Gefangenschaft entfallende Einkünfte hat, 
und sogar dann, wenn diese Einkünfte gerade dazu 
bestimmt sind, Kosten für Unterhalt, Kleidung und 
Unterkunft zu decken, und eine Gefährdung der 
Wiedereingliederung des Gefangenen in die Ge- 
meinschaft nicht zu befürchten ist. 

Diese Unbilligkeit wird durch die Absätze 1 und 2 
der vorgeschlagenen Neufassung des § 10 JVKostO 
beseitigt. 

Der sich aus § 465 StPO ergebende Anspruch des 
Staates gegenüber dem Verurteilten auch auf Zah- 
lung der Kosten der Vollstreckung einer Strafe wird 
durch die vorgeschlagene Regelung des § 10 
JVKostO nicht berührt. Die Erhebung der Kosten auf 
Grund dieses Anspruchs wird jedoch mit der vorge- 
schlagenen Fassung des § 10 JVKostO der Ziel- 
setzung des Straf- und Maßregelvollzuges angepaßt. 
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h) Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 werden Kosten der Vollstreckung von 
Freiheitsstrafen und von Maßregeln der Sicherung 
und B'esserung nach § 42 d und § 42 e StGB nicht 
erhoben, wenn der Gefangene die ihm zugewiesene 
oder ermöglichte Arbeit verrichtet. In der Arbeit des 
Gefangenen, die sich dieser nicht auswählen kann 
und auf deren Ertrag er keinen Einfluß hat, wird 
unter der Voraussetzung, daß sie der Gefangene 
ordentlich verrichtet, ein genügender Ausgleich für 
die Kosten der Vollstreckung gesehen. Die vorge- 
schlagene Fassung macht die Arbeitsleistung auch 
für denjenigen, der zur Arbeit nicht verpflichtet ist, 
zur Voraussetzung der Freistellung von der Bezah- 
lung der Vollstreckungskosten. Ihm wird die Arbeit 
nicht zugewiesen, sondern ermöglicht. Sieht man die 
Arbeit als die natürliche Betätigung eines gesunden 
Menschen an, so ist dies gerechtfertigt. 

Der Gefangene, der ohne sein Verschulden nicht ar- 
beiten kann, wird dem arbeitenden Gefangenen 
gleichgestellt, jedoch mit einer Einschränkung. Hat 
er während eines zusammenhängenden Zeitraumes 
von mehr als einem Monat auf diese Zeit entfallende 
Einkünfte, so hat er die Kosten der Vollstreckung 
für diese Zeit bis zur Höhe der auf sie entfallenden 
Einkünfte zu entrichten, soweit nicht aus ihnen An- 
sprüche unterhaitsberechtigter Angehöriger zu be- 
friedigen sind. Es besteht dann keine Veranlassung, 
ihn von der Kostenerstattung zu befreien, zumal von 
der Erstattung der Kosten, die er auch in der Frei- 
heit bezahlen müßte. 

Es kann hierbei der Fall eintreten, daß ein Gefange- 
ner gern arbeiten würde, die Vollzugsanstalt ihm 
aber keine Arbeit zuweist oder ermöglicht, weil es 
ihr unmöglich ist. Wenn der Gefangene unter den 
vorstehend dargelegten Voraussetzungen gleich- 
wohl zur Kostentragung verpflichtet ist, so kann 
darin nur eine unvermeidliche Folge der Strafe oder 
Maßregel gesehen werden. Da sich die Erhebung 
der Vollstreckungskosten, wie noch zur Höhe der 
Kosten nach Absatz 3 dargelegt wird, auf jene Ko- 
sten beschränkt, die der Gefangene auch in der Frei- 
heit tragen müßte, dürften dagegen auch bei der 
Vollstreckung einer Maßregel keine Bedenken be- 
stehen. 

Dem Gefangenen muß, auch wenn er die Haftkosten 
zu bezahlen hat, ein Betrag verbleiben, der der 
durchschnittlichen Arbeitsbelohnung in den Voll- 
zugsanstalten des Landes entspricht. Diese Ein- 
schränkung der Erhebung der Vollstreckungskosten 
erscheint aus Billigkeitsgründen geboten. Dabei 
wird es der Aufsichtsbehörde nur möglich sein, 
nach dem Ergebnis des Vorjahres die durchschnitt- 
liche Arbeitsbelohnung für das laufende Jahr fest- 
zustellen. 

c) Zu Absatz 2 

In Absatz 2 wird für den Vollzug der Maßregel der 
Unterbringung in Heil- und Pflegeanstalten nach 
§ 42 b StGB und der Unterbringung in einer Trinker- 
heil- oder Entziehungsanstalt nach § 42 c StGB eine 
von Absatz 1 abweichende Regelung vorgeschlagen. 
Kosten werden in diesen Fällen nur bis zur Höhe 
der Einkünfte des Gefangenen erhoben, wenn der 
Gefangene auf die Zeit der Unterbringung entfal- 
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lende Einkünfte hat und wenn diese nicht zur Be- 
friedigung der Ansprüche unterhaitsberechtigter An- 
gehöriger dienen. Liegen diese Voraussetzungen 
nicht vor, werden von dem Gefangenen keine Ko- 
sten erhoben. Die unterschiedliche kostenmäßige Be- 
handlung der im Straf- und der im Maßregel- 
vollzug nach den §§ 42 b, 42 c StGB untergebrachten 
Gefangenen ist deshalb gerechtfertigt, weil es sich 
bei den auf Grund der §§ 42 b, 42 c StGB unterge- 
brachten im Gegensatz zu den sonstigen Gefange- 
nen um kranke Gefangene einer besonderen Gruppe 
handelt, bei denen nicht der Strafvollzug, sondern 
allein der besondere Maßregelvollzug in einer Heil- 
und Pflege-, Trinker -oder Entziehungsanstalt mit 
der Möglichkeit der spezialärztlichen Behandlung 
ihrer Krankheit und ihre besondere Betreuung im 
Vordergrund steht. Die hier vorgeschlagene Rege- 
lung ermöglicht es darüber hinaus den Ländern, 
durch Anpassung der Kostenvorschriften der Lan- 
desunterbringungsgesetze an § 10 Abs. 2 die nach 
den Landesunterbringungsgesetzen Untergebrach- 
ten, bei denen es sich in der Regel um Kranke der 
gleichen Gruppen wie der nach den §§ 42 b, 42 c 
StGB untergebrachten Gefangenen handelt, kosten- 
mäßig gleich zu behandeln. Denn zur Zeit besteht 
in mehreren Ländern noch die durch die 1957 ge- 
schaffene Fassung des § 10 Abs. 1 JVKostO hervor- 
gerufene und allgemein als unbillig empfundene 
Regelung, daß die auf Grund der §§ 42 b, 42 c StGB 
in den Landeskrankenhäusern Untergebrachten von 
der Zahlung der Unterbringungskosten gemäß § 10 
Abs. 1 JVKostO befreit sind, während die nach den 
Landesunterbringungsgesetzen in denselben Kran- 
kenhäusern Untergebrachten ihre Unterbringungs- 
kosten bezahlen müssen. 

Wie in den Strafvollzugsanstalten soll auch in den 
Heil- und Pflege-, den Trinkerheil- und den Ent- 
ziehungsanstalten den Untergebrachten ein Taschen- 
geld verbleiben. Dieses soll in der Höhe des Be- 
trages, den ein in der Anstalt untergebrachter So- 
zialhiifeempfänger erhält, gewährt werden. 

d) Zu Absatz 3 

In Absatz 3 werden die Kosten der Vollstreckung 
einer Freiheitsstrafe oder einer mit Freiheitsentzie- 
hung verbundenen Maßregel der Sicherung und 
Besserung nach § 42 d und § 42 e StGB für jeden 
vollen Tag des Vollzuges auf 6 DM und bei Selbst- 
verpflegung auf 3,50 DM festgesetzt. Mit diesen 
Beträgen können offensichtlich nur Ausgaben für 
die Verpflegung, die Bekleidung und die Unter- 
kunft, also für Aufwendungen, die der Gefangene 
auch in Freiheit mindestens aufzuwenden hätte, in 
etwa gedeckt werden. 

, Artikel IV 

Änderung der Reichsversicherungsordnung, 
des Angestelltenversicherungsgesetzes und des 
Reichsknappschaftsgesetzes 

1. § 119 a der Reichs Versicherungsordnung erhält 
folgende Fassung: 

„§ 119 a 

Ist ein Rentenberechtigter oder ein Kind, für 
das Kinderzulage oder Kinderzuschuß zu gewäh- 


15 



Drucksache V/3961 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


ren ist, iin Vollzug einer Freiheitsstrafe oder 
einer mit Freiheitsentziehung verbundenen Maß- 
regel der Sicherung und Besserung oder in Für- 
sorgeerziehung oder auf Grund gerichtlicher An- 
ordnung in einer geschlossenen Krankenanstalt 
oder ähnlichen Einrichtung untergebracht, so geht 
der Anspruch auf Rente, Kinderzulage oder Kin- 
derzuschuß bis zur Höhe der zu entrichtenden 
Kosten der Unterbringung auf die Stelle über, 
der diese Kosten zur Last fallen, soweit der An- 
spruch nicht durch Zahlung an Unterhaltsberech- 
tigte zu erfüllen ist." 

2. Die §§ 588, 1289 der Reichsversicherungsordnung, 
§ 66 des Angestelltenversicherungsgesetzes und 
§ 81 des Reichsknappschaftsgesetzes erhalten je- 
weils folgende Fassung: 

„Für die Zeit, in der der Berechtigte für einen 
längeren Zeitraum als einen Monat im Vollzug 
einer Freiheitsstrafe oder einer mit Freiheitsent- 
ziehung verbundenen Maßregel der Sicherung 
und Besserung oder in Fürsorgeerziehung oder 
auf Grund gerichtlicher Anordnung in einer ge- 
schlossenen Krankenanstalt oder ähnlichen Ein- 
richtung untergebracht ist, ist die Rente, soweit 
der Berechtigte kraft Gesetzes unterhaltspflich- 
tig ist, an die Unterhaltsberechtigten zu zahlen." ' 

Begründung 

Es erscheint erforderlich, einige sozialversiche- 
rungsrechtliche Vorschriften zu vereinheitlichen 
und mit § 10 JVKostO in Einklang zu bringen. 
Nachdem bereits mit der Neufassung des § 1289 
RVO im Arbeiterrentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetz vom 23. Februar 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 45) in der Sozialversicherung auch 
bei Freiheitsstrafen und bei der Sicherungsver- 
wahrung das Ruhen der Rente aufgegeben 
wurde, ist es notwendig, § 119 a RVO auch auf 
die Freiheitsstrafen und die Sicherungsverwah- 
rung zu erstrecken. 

Das soll nunmehr in der vorgeschlagenen Neu- 
fassung des § 119 a RVO geschehen. Dem Bei- 
spiel des § 71 a BVG folgend soll auch die Un- 
terbringung in einer geschlossenen Krankenan- 
stalt oder ähnlichen Einrichtung auf Grund ge- 
richtlicher Anordnung einbezogen werden. 

Für den Rechtsübergang wird wie bisher in 
§ 119 a RVO ein gesetzlicher Forderungsüber- 
gang vorgesehen. Die vorgeschlagene Fassung 
des § 119 a RVO stellt klar, daß ein Rechtsüber- 
gang nur in der Höhe erfolgt, in der von dem 
Untergebrachten Kosten der Unterbringung zu 
entrichten sind. Die Einschränkung des gesetz- 
lichen Übergangs des Anspruchs auf Renten, Kin- 
derzuschlag oder Kinderzuschuß durch die Vor- 
rangigkeit der Zahlung an Unterhaltsberechtigte 
entspricht der Zielsetzung, die schon aus der 
gegenwärtigen Fassung des § 588 RVO erkenn- 
bar ist. 

Die vorgesehene Neufassung der §§ 588, 1289 
RVO, des § 66 AVG und des § 81 RKG gleicht 


die Fälle chu* Unterbringung, auf welche diese 
Vorschriften Anwendung finden, der des § 119 a 
RVO an. 

Der bisherige Artikel III wird Artikel V. 


Artikel V (bisher Artikel III) 
Schlußvorschriften 

10. Zu Artikel V 

a) §§ 1 a (neu) und 1 b (neu) 

Nach § 1 sind folgende §§ 1 a und 1 b einzufügen: 

r§ 1 a 

Änderung des Gerichtskostengesetzes, der 
Kostenordnung und des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten 

1. In § 92 Nr. 6 des Gerichtskostengesetzes vom 
26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 861, 941) 
und in § 137 Nr. 6 der Kostenordnung vom 
26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 861, 960), 
beide zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Änderung von Vorschriften des Justizkosten- 
rechts vom 28. Dezember 1968 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1458), werden jeweils die Worte 
„ , und zwar auch dann, wenn die Kasse des 
Gerichts aus Gründen der Gegenseitigkeit, 
der Verwaltungsvereinfachung und derglei- 
chen an die Behörden, Einrichtungen oder Be- 
amten keine Zahlungen zu leisten hat", in 
§ 107 Abs. 3 Nr. 6 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten vom 24. Mai 1968 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 481) die Worte „ , und zwar auch 
dann, wenn aus Gründen der Gegenseitigkeit, 
der Verwaltungsvereinfachung und derglei- 
chen an die Behörden, Einrichtungen oder Be- 
amten keine Zahlungen zu leisten sind" ge- 
strichen. 

2. In § 92 des Gerichtskostengesetzes und in 
§ 137 der Kostenordnung wird jeweils folgen- 
der Absatz 2, in § 107 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten folgender Absatz 4 an- 
gefügt: 

„Die Auslagen werden auch dann erhoben, 
wenn aus Gründen der Gegenseitigkeit, der 
Verwaltungsvereinfachung und dergleichen 
an Behörden, sonstige öffentliche Stellen, Ein- 
richtungen oder Beamte keine Zahlungen zu 
leisten sind." 

3. Der bisherige Inhalt des § 92 des Gerichts- 
kostengesetzes und des § 137 der Kostenord- 
nung wird jeweils Absatz 1.' 

Begründung 

Die Neufassung soll klarstellen, daß die bisher 
ausdrücklich nur für die Fälle der Nummer 6 der 
angeführten Vorschriften getroffene Regelung 
auch für andere Fälle des Erstattungsverzichts, 
insbesondere in den Fällen der Nummer 4 der 
angeführten Vorschriften, gilt. 
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I d) § 3 Abs. 2 ist zu streichen. 


,§ 1 b 

Änderung der Zivilprozeßordnung 

§ 118 Abs. 2 Satz 1 der Zivilprozeßordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Sep- 
tember 1950 (Bundesgesetzbl. S. 533), zuletzt ge- 
ändert durch das Einführungsgesetz zum Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten vom 24. Mai 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 503), wird wie folgt gefaßt: 

„Dem Gesuch ist ein von der zuständigen Be- 
hörde ausgestelltes Zeugnis über die persön- 
lichen und wirtschaftlichen Verhältnisse der Par- 
tei (Familienverhältnisse, Beruf, Vermögen, Ein- 
kommen und Lasten) beizufügen.'' ' 

Begründung 

Es hat sich als notwendig erwiesen, die Verwal- 
tungsbehörden von der Pflicht zu befreien, sich 
über das Unvermögen des Antragstellers zur Be- 
streitung der Prozeßkosten zu äußern. 


b) § 2 a (neu) 

Nach § 2 ist folgender § 2 a einzufügen: 

.§ 2 a 

Bekanntmachung des Wortlauts des Gesetzes 
über die Entschädigung von Zeugen und Sach- 
verständigen und des Gesetzes über die Ent- 
schädigung der ehrenamtlichen Richter 

Der Bundesminister der Justiz wird ermächtigt, 
das Gesetz über die Entschädigung von Zeugen 
und Sachverständigen und das Gesetz über die 
Entschädigung der ehrenamtlichen Richter in den 
sich aus den Artikeln I und II ergebenden Fas- 
sungen mit neuem Datum bekanntzumachen und 
Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen." 

Begründung 

Eine Neubekanntmachung des Wortlauts der Ge- 
setze erscheint im Interesse ihrer leichteren An- 
wendbarkeit in der Praxis zweckmäßig. 


c) § 3 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1970 in 
Kraft." 

Begründung 

Die nach Artikel I und II zu erwartenden erheb- 
lichen Mehraufwendungen sind weder in den 
Haushaltsplänen der Länder für 1969 noch in der 
mittelfristigen Finanzplanung berücksichtigt. Die 
Durchführung der Artikel III und IV erfordert 
größere Verwaltungsvorbereitungen. Das Gesetz 
kann daher frühestens am 1. Januar 1970 in Kraft 
treten. 


Begründung 

Eine besondere Ubergangsvorschrift erscheint 
nicht erforderlich. Es kann bei dem Grundsatz 
verbleiben, daß Verfahrensgesetze auf anhän- 
gige Verfahren ohne Rückwirkung Anwendung 
finden. 


e) § 4 (neu) 

Nach § 3 ist folgender § 4 einzufügen: 

.§ 4 

Die folgenden Vorsdrriften treten außer Kraft: 

1. Die Verordnung des Justizministeriums über 
Strafvollstreckungskosten vom 13. November 
1957 (Gesetzblatt für Baden-Württemberg 
S. 143); 

2. die Verordnung über Strafvollstreckungs- 

kosten vom 16. Oktober 1957 (Bayerisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt S. 310); 

3. die Verordnung über Strafvollstreckungs- 

kosten vom 9. November 1957 (Gesetz- und 

■ Verordnungsblatt für Berlin S. 1744); 

4. die Verordnung über Strafvollstreckungs- 

kosten vom 31. Oktober 1957 (Gesetzblatt 
der freien Hansestadt Bremen S. 156); 

5. die Verordnung über Strafvollstreckungs- 

kosten vom 7. Januar 1958 (Sammlung des 
bereinigten hamburgischen Landesrechts 
3420 ~ a); 

6. die Verordnung über Strafvollstreckungs- 

kosten vom 1. Oktober 1957 (Gesetz- und 
Verordungsblatt für das Land Hessen S. 140); 

7. die Verordnung über Strafvollstreckungs- 

kosten vom 16. Oktober 1957 (Niedersächsi- 
sches Gesetz- und Verordnungsblatt Sonder- 
band I S. 490); 

8. die Verordnung über Strafvollstreckungs- 

kosten vom 28. Oktober 1957 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt für das Land Nordrhein- 
Westfalen S. 266); 

9. die Landesverordnung über Strafvollstrek- 
kungskosten vom 1. Oktober 1957 (Gesetz- 
und Verordnungsblatt für das Land Rhein- 
land-Pfalz 1957 S. 188); 

10. die Verordnung über Strafvollstreckungs- 
kosten vom 11. November 1958 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 1438) in der Fassung der 
Verordnung vom 18. August 1960 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 625); 

11. die Verordnung über Strafvollstreckungs- 
kosten vom 5. Oktober 1957 (Gesetz- 
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und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 
S. 132)/' 

Begründung 
Folgeänderung aus Artikel IIL 


11. Die Überschrift des Gesetzentwurfs ist wie folgt 
zu fassen: 

„Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Entschädigung von Zeugen und Sachver- 
ständigen, des Gesetzes über die Entschädigung der 
ehrenamtlichen Richter, der Justizverwaltungs- 
kostenordnung sowie .einiger sozialversicherungs- 
rechtlicher Vorschriften" 

Begründung 

Folgeänderung aus den neu einzufügenden Arti- 
keln III und IV. 
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Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Bun- 
desrates, daß das Gerichtskostenrecht neu geordnet 
werden sollte. Diese Neuordnung ist für die nächste 
Wahlperiode vorgesehen. 

Zu 2. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Durch den Regierungsentwurf werden keine Vor- 
schriften geändert, die der Zustimmung des Bundes- 
rates bedurft hatten. Nach Auffassung der Bundes- 
regierung ist deshalb die Zustimmung des Bundes- 
rates zu dem Gesetzentwurf nicht erforderlich. 

Zu 3.a) und d), 4., 5., ß.a), b) und c), 7., 8. und lO.b) 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

Zu 3.b) und c) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt, weil seine 
Verwirklichung zu einer nur ungenügenden Erhö- 
hung der Entschädigungen für Sachverständige füh- 
ren würde. Wenn die Erhöhungstatbestände des § 3 
Abs. 3 Buchstaben b und c des Gesetzes vorliegen, 
kann dem Sachverständigen nach geltendem Recht 
eine Entschädigung bis zu 22,50 DM, nach dem Re- 
gierungsentwurf bis zu 45 DM je Stunde gewährt 
werden. Nach dem Vorschlag des Bundesrates würde 
ihm eine Entschädigung von höchstens 30 DM je 
Stunde zustehen. Demgegenüber erhalten beispiels- 
weise Wirtschaftsprüfer, Steuerberater, Ingenieure 
und Chemiker für eine andere als gerichtliche Gut- 
achtertätigkeit nach Honorarverzeichnissen, die 
schon mehrere Jahre alt sind, zum Teil erheblich 
höhere Honorare. Die Entschädigungen der Sachver- 
ständigen sollten deshalb in den besonderen Fällen 
des § 3 Abs. 3 Buchstaben b und c in dem Umfang, 
wie der Regierungsentwurf es vorsieht, erhöht wer- 
den, damit sichergestellt ist, daß sich alle qualifi- 
zierten Fachleute als gerichtliche Sachverständige 
zur Verfügung stellen; solche Sachverständige wer- 
den bei der Wahrheitsfindung angesichts der 
raschen wissenschaftlichen und technischen Entwick- 
lung zunehmend mehr benötigt. 

Zu 9., lO.e) und 11 

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt. 

Die vorgeschlagenen neuen Vorschriften betreffen 
die Erhebung von Vollstreckungskosten und die In- 
anspruchnahme von Sozialversicherungsrenten hier- 
für bei Personen, gegen die eine Freiheitsstrafe oder 


eine freiheitsentziehende Maßregel der Sicherung 
und Besserung vollzogen wird, sowie weitere damit 
zusammenhängende sozialversicherungsrechtliche 
Tatbestände. Sie haben mit der Entschädigung der 
ehrenamtlichen Richter sowie der Zeugen und Sach- 
verständigen, die allein Gegenstand des Regierungs- 
entwurfs ist, keinen sachlichen Zusammenhang. Ge- 
gen die vorgeschlagenen Regelungen bestehen über- 
dies kriminalpolitische und sozialpolitische Beden- 
ken. Die Bundesregierung behält sich Änderungs- 
vorschläge für den Fall vor, daß entgegen ihrer Auf- 
fassung im weiteren parlamentarischen Verfahren 
entsprechende Regelungen mit dem Regierungsent- 
wurf verbunden werden sollten. 

Zu lO.a) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die vorgeschlagene Änderung des § 92 des Gerichts- 
kostengesetzes und des § 118 ZPO steht mit der 
Entschädigung der ehrenamtlichen Richter sowie der 
Zeugen und Sachverständigen in keinem sachlichen 
Zusammenhang. Die Änderung des § 92 des Ge- 
richtskostengesetzes, die nur der Klarstellung dienen 
soll, kann der Neuordnung des Kostenrechts in der 
nächsten Wahlperiode überlassen bleiben. Die Än- 
derung des § 118 ZPO ist bereits in dem von der 
Bundesregierung vorbereiteten Entwurf eines Ge- 
setzes zur Änderung der Zivilprozeßordnung (Be- 
schleunigungsnovelle) vorgesehen. 

Zu lO.c) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Nach Auffassung der Bundesregierung sollte das 
Gesetz alsbald nach seiner Verabschiedung in Kraft 
treten, da die Verbesserung der Entschädigungen 
der ehrenamtlichen Richter sowie der Zeugen und 
Sachverständigen im Interesse einer geordneten 
Rechtspflege besonders dringlich ist. 

Zu lO.d) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge- 
stimmt, weil seine Verwirklichung dazu führen 
könnte, daß die Entschädigung für ein Sachverstän- 
digengutachten, dessen Ausarbeitung sich über den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes er- 
streckt, teilweise nach bisherigem Recht, teilweise 
nach dem günstigeren neuen Recht bemessen werden 
müßte. Diese Schwierigkeit vermeidet Artikel III 
§ 3 Abs. 2 des Regierungsentwurfs, der wörtlich 
mit der Uberleitungsvorschrift des Artikels 3 § 6 
Abs. 2 des Änderungsgesetzes vom 21. September 
1963 (Bundesgesetzbl. I S. 745) übereinstimmt. 
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